
IT- sei der Beilagen zu gen Stenogl'aphischen Prötokollendes N'atlonaltates' 
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XIV. Gesetzgebungsperiode 
REPUBLIK öSTERREICH 

ßUNDESMINISTERIUM .' 1010 Wien. den ..................... ?9 .. !! .... 2.:\m:t ............... 197I?. 
FüR GESUNDHEIT UND UMWELTSCHUTZ 
Zl.IV-50.004!15-1/76 

Stubcnring 1 
Telephon 5756 S5 

······3'9 lAß 

'1916 -07" 02 
Zli31.f't JJ 

B e a n t W 0 r tun g/., 

der Anfrage ~er Abgeordneten Dr. EEml~CORA 

und Genossen an die Frau Bundesrr.inisi:er für 
GesUndheit und Umweltschutz betreffend Speiche~ 
rung von persönlichen Daten im R8ssortbereich 
oder in dem der Aufsicht des Ressorts unter­
stehenden Körperschaften und P~stalten des Bundes 

(Nr o 344!J-lffi/1976) '., ' . 

.... In der gegenständlichen .r'\.nfrage werden an mich folgende 
Fragen gerichtet: " 

" Vi 1) Vielehe Daten von Staatsbürgern'1.md Fremden werden -
mit Ausnahme der im Ressortbereich Bediensteten = händisch 
und elektronisch ermittelt? 

2) Aufgrund welcher Rechtsgrundlage werden, solche De,ten 
ermittelt? 

3)~elche Daten werden von im Ressortbereich Bediensteten 
erhoben? 

4) In welchen Datenbanken des Ressortbereichs werden die 
,unter Punkt 1) und 3) genannten Daten gespeichert?' 

5) \~elche persor.i.enbezogenen Daten werden von den der 
'. Aufsicht des Ressorts unterstehenden Körperschaften und l1U­

stalten des Bundes erhoben und gespeichert? 

6) iNelche von diesen unter ,Funkt 5) gen8.nn.ten. Dat8l1. W8r-
den aufgr\LYld einer ausdrilcklichengesetzlichen ErI!läch'fjigune 

'. erhoben?· . 
• <.< •• "._". 

. _,. e_.' 
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7) Welche elektronisch gespeicherten Daten werden im 

"Nege der wechselseitigen Hilfeleist1.mg (Art" 22 ;Bo-VGe) 

zwischen den Organen des Buncies p der Länder und eler Gemeinden 

sowie der von ihnen eingerichteten Körperschaften vnd Anstalten 

ausgetauscht? 

8) Inwiefern findet in Ihrem Ressortbereich für per­

sonenbezogene Daten die Sozialversicheru11gSl1l)ll1111er Anwend1..mg, 

inwiefern wird diese vor allem für im Ressort;bereich. Bedie:'"1ste­

te vervvendet? 

9) Inwiefern ist ·im Ressorthereich der Datenschutz von 

der Verpflichtu.."'1gzum Amtsgeheimnis nach Art a 20 Ba-VG. ab­

gesehen1 verwirldicht? 

10) Wurden im da. Ressort Auftrsge zux brmittlQ~g von 

Daten, gleichgültig zu welchen Zwecken, an Private (wie zoB. 

ForschUngsinstitute) weitergegeben? We:t1n ja, was ist mit den 

so gespeicherten Daten geschehen? 

11) Werden im Ressortbereich gespeicherte personenbezogene 

!:Jatengelegentlich. oder regelmäßig an außerhalb der öffentlichen 

Verwaltung tätigen Stellen (z "B. d.em Gev'lerkschaftsbund ) weiter­

gegeben?" 

In Beantwortung dieser Anfrage teilü ich mit: 

Das . Bundeskanzleramt hat bei der Vorberei tU11g der Re­

gierlU1gsvoY'lage des Datenschutzgesetzes im Zuge eines· Be­

gu.tachtungsverfahrcns 1974 auch eine Rchebung über die im 

Bundesbereich vorhandenen Sammlungen pe:c ... son.enbezogener Daten· 

durchge~hrt, wobei auf die lu"'iterien einer Datenbank. abge­

stellt wurde, wie sie der Referentenentwurf für ein Daten­

schutzgesetz vom 16" Mai 1974 enthielt. Auf die Ergebnisse 

dieser Erhebung ~urde in den Erläuterungen zurRegierUngsvor­

lage yom17 0 DGZem'o~r .1.975·· (72 der Beilagen zu den Steno .... 

graphischen Protokollen des· Nai;ionalrate~ XIV.· Gesetzgebungs­

periOde) kurz hingewiesen (Seite 13), Ul1Ü sie wurden auch bei 

der Ausarbei timg der Regieru:ngsvorlage berücksichtigt. VläJJ.rend 

des t.Tahres 1975 wUl'de diese Erhr~bUl1g nicht mehr wiederholt, 
wohl·aber im Zusanunenwirken mit .dem Präsidium des Nationalrates 
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eine Erhebung über die privaten Datenbe.nken in Österreich 

durchgeführ-'~, deren Auswertung dem National1'at bereits über­

mitte2t wu..rde. 

Diese. Erhebungen bezogen sich aber jeweils nur auf 

ständige Datensarrunlvngen in bestimmten organisatorischen 

Einheiten, und über die Ermittlill1g Ul1d Speicherung personen­

bezogener Daten generell enthielten sie keine Aussagens 

Im Rahmen der Verwal tUL'1g, 1)nd Z'lvar sowohl in der Hohei ts= 

als auch in. der Privatwir-cschaftsverwaltvl1g sind Daten zu 

-verarbei ten, tmd jeder Verwal t1)ngsa.:-1(.~ ist letztlich das Er­

gebnis einer ,;rnformationsverarbei tUl'lC;o Vielehe uersor,e:qbezoF.enen 

Daten von den einzel..'!1en Verwaltu.ngsorganen zu erheben und zu - ,~ , .. , . .' ", 

verar~eiten sind, ergibt sich zunächst aus den Vert~altu~ 

vorschriften, die von diesen Behörderl zu vollziehen sind (bzw o 
........ ------_."""', ... 

aus den Akten der Privatwirtschaftsver~valtung~ die von. diesen 

. Behörden zu setzen sind) .Organisationsrechtlich gesehen k?.Jlll 

die . Sammlung und Verwal tu:ng yon Informationen 8.1s Annex zur 
~ . ~ . :.. \ . . 

betreffenden" Verwal tv.ngsmaterie anges"ehen we"rä-eno . Durch die 

"Erlassung ei~esBQl1desgesetzes und die Zuweisung der Voll-
" " 

ziehung dieses Gesetzes an einebestiomte Behörde wird auch 

. die·· Rechtsgrundlage für die ~h~bu.ng, Ermi t.tlung ~d Speiche­

rung von Daten geschaffen, die für den einzelnen auf Grillld 

o.ieses Gesetzes zu setzenden Verwaltilllgsakt notwendig sind e 

Die ft~t der Zulassung der Erhebung und Ermittltmgpersonenbe­

zogener Daten ist legislativ untersqhiedlich .gelös"t: zum Teil 

sind die Datenarten, die anzugeben oder zu erheben sind, aus-
.., . . 

drucklich" u..11.d erschöpfend "im Gesetz genarln'~ (zoHo im Meldegesetz .. 

BGBi".'Nr"."30/19'75;" §§ 3, 4 d~s: Studiel~förde:r-ungsgesetzes 1969 p 

BGB1~ Nr. 421, i.d.g.F.), zum Teil ergeben sie sich aus, dem . .' . ' 

der Behörde eingeräum:ten Ermessensraum oder aus auszulegenden 

unbestl.mmtenGesetzesbegriffen (zeBo § 18 des Paßgesetzes~ 
BGB1~ Nr., 422/1969; "§§ 9"1 folgende StPO) 0 Eine allg8meine 
Aussage, welche Daten ermittelt viercl.en~ kal1n daher nicht gegebe::.1. 
werden, es ergibt sich dies aus den einzelnen VeY'vvalt1..me;s­

v.orschrift,en '\..'11d in: konkreten sogar aus den einzelnen Verwal .... 
tungsverfahren, in dem die Behörde im Ra:h..men der freien Beweis ... · 
vJÜrdigung alles zu erheben hat, was zur li'eststelhJ.ng des 
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maßgeblichen Sachverhaltes e;eeignet und. n~~ch Lage des einzelnen 

}i'alles zweckdienlich ist (vglo §§ 45, 46 AVG). Auf die Zu­

lässigkeit d.er D,al.lGr c;_er Speicherung eirunal ermittelter Daten 

richtete sich die p2"rlamen~Garische Anfrage nicht; es wird dabei 

davon auszugehe:n s(~in" daß erEü ttelte Daten jedenfalls bis 

Zl,U".a Ablauf allfälliger Vex'jährungs-~-,.4rrt;shaftungs'" oder Wieder­

aufna.lJmsi'risten aut'bewahrt werden dU..rfel1 l1 

Ein Datenschutzgesetz wird c18.her weniger an der Zulässig­

kei t der E1""llli tth:t..'12' und Sneicherun.f! von Daten e-tivl"as ändern 
~ ~ ~ , 

als vielmehr die Kontrolle der Datenverwendung mehr als bisher 

zulassen 0 

Die Form der Speicherung wiederum ist eine Frage der 

behördeninternen Organisationo Die Behörde hat dabei sich nach' 

den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 1 ,Sparsarnkei t und Zweck­

mäßigkei t jener technischen TiIethoden zu becH enen, daß sie 

jederzeit ,in der Lage ist g ihr~ Aufgaben un:ter möglichst 
- " 

sparsamer und zwecbnäßiger Ore;anisation zu erfüllen. Unter 

diesen Voraussetzungen wird auch der Einsatz der FJ)V zur 

Speichertmg ,personenbezogener Daten zu betrachten setn (vgle 

Ge ruUTZ; Die rechtliche Zl.üässigkei t des Einsatzes von elek­

tronischen Datenvex'a.rbei t'\.L'Ylgsa.nlagen in der staatlichen Ver­

walt-ung,Juristische Blätter 1971 p Seite 23). 

Zu 1 \: : 
.1I0Il .1.._ 

Es v/erd er .. laufend Daten von f~rzten und Hebammen erhoben, 

die in Österreich ,tätig sinc.~-
, ' 

Es handeJ.tsich um Da.ten~ die Öffentlichkeitscharakter 

haben, also z.B& in Verzeicbnissen von Standesmitgliedern 

,ve:röf'fentli.cht werden: " 

zeB. Name, .Ti tel, 1u1.sch~ift' (Wohnung, ordinati;n, Tätigkeits­

,o:ct), Stand, Gebur+'sdatum, Promotions~ bzvv"NiederlasslJngsdatvm, 

Art der Ausbil~\.rng, lu .... t de~ TätigkeitsD.usi.l.bung .. 

.z.'l~, ,2) ::, 
Die unter 1) 'genannten Daten werden auf Grund§ 2 1i t ea 

des Reichssanitätsgesetzes, RGBl. Nr. 68/1070, erhoben. Gemäß 

• 
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§ 2 1i t 0 a lege cit GI obliet,-t c1er Sanitätsverwal t1.mg uoa o 
• 1. __ , 

die ~~denzhaltung,des ges2~ten Sanitätspersonales o . ") . .' ~.. -

- .. -\~ 
, .; 

'Zu 3)~ :':: : 

a) ÜberiinRessortbereich Bedienstete werdenp was 

sowohl die Zentralstelle als auch die nachgeordneten 

Dienststellel1 betrifft 1 die im Bereich der Personal .... 
,.- - - . ,'," " 

verwaltung des BlLndes üblichEm AUfzeichn1.mgen geführt o 

Die einzelnen Daten~ die zur ErheblLnggela.ngen~ können 

aus dem beiliegenden Standes ausweis entnommen werdenQ 
• ,_ • .t It ~ • _ .. ~ ~ , • .... '. '-.'~ , ~ • ~ \ 

,-, b) Weiterfi'werden im betriebsärztlichen Dienst der Zentral.s. 

stel,~e" eine Krankens cheinkart ei u,nd eine Behandlungs= 
',"i:_Y::O ~ kar:t~l. ~des Be,triebsarztes mit folgenden Datengeführtg 

.; .. ~ ; v ~ . _. ,._~ .' ; 

~, .... 

Krankenscheinkartei (nur.Vertragsbediens~ete):,:: 

Name p Geburt sdat,UID. , Adresse, Eintri ttsdatt1ll1, Dienst"", 

. stelle, ,eventuell Name der mitversicherten 'Ehegattin 

. , und,d~r:Kindero:, .:;;, .:' "l "::, :.~:J: 

BehandlUngs kart'eJ. 

Name~ Amtstitel, Geburtsdatum, Krankenkasse, Dienst-

, ,stelle" dienstliche, Telefo;nnummero 
:;::.3:..r::C::.i·_~:j'·· :~ _ .. y J~~)~;.~-. ~_-; :'.~J~~., .. _ ,,_,~.,,"._: ;~., .~~ . ," 

Zu 4)~ 
J 

..:Pi~Jun~~ro:}) genannt~ Daten werden auf Magnetband ge= 

speichert o. ,.:,; ~.'. . , 

Zu 5) ~, 
;.1' ...... ;.,.: --'.~ .r':'"··· . "': .• ~~,; :" :' .. , ,.~.~. -.:':"-:":.""""'.' .-- ........ ~.-.,. ,-,' • '" .••.. ~, .. .'..;', • 

·'Von den der Aufsicht meines Ressortsuntersteheriden' 

Körperschaften 'öffentlichen Rechtsjj"und, Zwar der Österreichi= 

schenÄrztekammer g' der österreichischen'Dentistenkrunmer, 

der ÖsterreichischGn Apothekerkammer und der Pharmazeutischen 
..... '., .............. ,. 

Gehaltskass~~ .w~rde~ jene personenbezogenen, Daten, erhoben und 
, .", ~ • ~ • ~ ••• " .' • • • • • - • > • • • .., ." .' •• ' -

gespeichert~dfe zur ErfUlltmg ihrer gesetzlichen 'Aufgaben 

einschließlich der Feststellung der Kam.rnera."1gehörigkeit sowie 

der Durchführung der Kam..'1lerwahlen notwendiG sind o 
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,Die Bu..11.desanstal ten für Lebensmitteluntersuchung legen 

für jeden UntersuchUngsfall, eine Karteikarte an. Sie enthält 

Angaben über die gezogene 8..'TItliche Lebensmi ttel})robe, Daten 

über die betreffende ~'irrna smvie eventuell Ne,me Ut"ld Adresse 

des verant\'1ortlichen Geschäftsfm~rers u..11.d das Ergebnis der 

Untersuchung. Im Falle einer Beanstandung Yl'ird das Ergebnis 

des Gerichtsverfahrens oder Verw"ü tu..11.gsverfahrens (Freis:9ruch, 

VerurteilUlLg, Höhe der Strafe) festgehalteno 

Zu 6): 

Sämtliche der unter 5) genannten Daten werden auf gesetz­

licher Gru;ndlageerhobeno Gesetzliche Grundlagen sind das 

Ärztegesetz, die Ärztekarnmer-Wahlordnung, die VerorCL11ung über 

die Einrichtung der Ärzteliste sowie über Inhalt und Form der 
, , 

Ärzteausweise~ das Apothekengesetz g das Apothekerkammergesetz, 

die Apothekerkammer-Wahlordnungj) das Gehaltskassengesetz, das 
, ' , 

Dentistengesetz und die Dentistenkammer--;lahlordnuneo Die Rechts-

grundlage hinsichtlich der Bundesanstalten für Lebensmittel­

untersuchung bietet das Lebensmittelgesetz 1975~ 

Zu 7L: ' 
, -

Ein solcher wechselseitiger AUßtausch elektronisch ge-

speicherter Daten findet nicht statt o 

"Die unter 1) genannten j~ztedaten werden von der Öste:r-.. 

reichischen Ärztek8.l1nner übernow.men a Sie die:r1enzur Ergänzung 

und Kon-crolle der über die ~'\..lnter eIer Landesregierungen von 

, den" Bezirkshauptman...11.schaften einlaufenden i~ztedateno 

:' Die unter 1) genannten Hebe..rmnendatenwerden mittels 

Erhebtmgsbeleg direkt von' den ,Hebammen, erfaßt. 

" ,Zu 8}:: " 
• :C:. 

nie SozialversicherungsmF'JIH~r findet. keine P..nwendung. 

,-,' . 
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Zu 9)~ 

Der notwendi.ge Datenschu.tz ist 

Orga.'11.isationsform der Datenverarbei t'.;.n:,-.; durch die Verpflicl:­

tung zum ~~rntsgeheinmis nach Art i& 20 p:."VG., geV18.hrleistet Q 

Zu 10): """"*' , _ .. 

Der Österreichische F'xankenpflegeveroand. führt im Auf·-
. 

trag des Bvndesministeriu'"!ls :für Gesur.!.c1hei t; l,lncl Umweltschutz 

eine Studie ItRegistrierv.l1.g von KranlmnlJflegeporsonenudurc:l e 

Im Rahmen dieser Studie werden Personalc1aten folgender 

Art von Krankenpflegepersonen der Steiermark erhoben, auf 

Magnetband gespei chert und stat:i_stisch ausgmvertet: 

Name 1 Gehurtsdat1.un, Gebur'tsort, Dienstort , Aus bi Idu.."'1gs art ~ 

Ausbildu.l1gsricht'LU1g, Dienst8>rt; 11 

.fu 11): 

Das Österreichische Bundesinstitut für Gesu.ndheitswesen 

hat Z1..U' Erstell'lmg einer Struktu.:c- und Bedarfsanal~rse der 

österreichischen Ärzteschaft Daten aus der j~rz'l;ekartei er-

halten 1 die aber anon;ymisiert wei terverarbei tet Ulld in ?orm 

von statistischen 'J:abellen u.nd. kartographischen Darstell1..mgen 

veröffentlicht vvorc1en sind. Eine Neuauflage und Neubearbei t1..1.'ug 

dieser Studie wird derzeit clurchBefül1rt 0 

~.,./ 
_/" 

Der Anfrageb'3ani::Vlortung sind umfangreiche Beilagen angeschlossen, 

die in der Parlamentskanzlei zur Einsicht aufliegen. 
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